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ANALYSE

Zwischen Legalität, Korruption und ethnorassistischem Profiling.  
Zum Umgang mit zentralasiatischen Arbeitsmigranten in Russland
Von Bhavna Dave, London

Zusammenfassung
In der Russischen Föderation – und dort vor allem in Moskau und Sankt Petersburg – leben geschätzt 11 
Mio. Zuwanderer, von denen mehr als die Hälfte Arbeitsmigranten aus Kirgistan, Tadschikistan und Usbe-
kistan sind. Genaue Zahlen gibt es nicht. Ihre Arbeitskraft wird zwar dringend gebraucht, doch macht der 
russische Staat den Zuwanderern aus Zentralasien legale Arbeit durch sich immer wieder ändernde gesetzli-
che Bestimmungen und hohe bürokratische Hürden für die Beschaffung einer Arbeitserlaubnis schwer. Kor-
rupte und mit ethnischen Vorurteilen behaftete Bürokraten und Sicherheitskräfte tun ein Übriges, um vielen 
Migranten den Versuch der Legalisierung ihres Status zu erschweren oder sie sogar ganz davon abzuhalten.

Im Februar 2018 wies der Bürgermeister von Moskau, 
Sergej Sobjanin, in einem Interview darauf hin, dass 

in Moskau 2 Mio. Arbeitskräfte fehlen, und fügte hinzu, 
dass die Stadt »leider« auf Arbeitsmigranten angewie-
sen sei. Vermutlich ist Sobjanin der einzige Bürgermeis-
ter einer pulsierenden globalen Metropole, der bedauert, 
dass seine Megacity ausländische Arbeitskräfte benötigt. 
Zuwanderer, insbesondere aus den zentralasiatischen 
Staaten, bilden das dringend benötigte Arbeitskräftere-
servoir für gering- oder unqualifizierte Tätigkeiten und 
sind aus dem Leben Moskaus, wie jeder Weltstadt, nicht 
wegzudenken. Sie werden aber auch beschuldigt, den 
Einheimischen Jobs wegzunehmen, Löhne zu drücken 
sowie Verwahrlosung, Krankheiten, Korruption und 
fremde religöse und kulturelle Praktiken einzuschleppen.

Russland ist nach den USA weltweit das Land mit 
den meisten Zuwanderern. Die Kategorie »Migranten« 
ist nicht genau definiert. Hierunter fallen ethnische Rus-
sen und Russischsprachige aus den ehemaligen Sowjet-
republiken, die auf eigene Faust oder im Rahmen des 
Programms zur freiwilligen Übersiedlung von Landsleu-
ten (sooteschestwenniki) nach Russland kommen, Flücht-
linge und Binnenvertriebene aus diversen Konfliktzonen, 
Studenten sowie seit Anfang der 2000er Jahre Arbeits-
migranten aus der Ukraine, Moldawien, Aserbaidschan, 
Armenien, Tadschikistan, Kirgistan und Usbekistan. 
Das Ausmaß der Arbeitsmobilität, der unterschiedliche 
Rechtsstatus der einzelnen Migrantengruppen sowie die 
Vielzahl der für sie geltenden Vorschriften machen dif-
ferenzierte Datenerhebungen unmöglich.

Nach Schätzungen sind von den 146 Mio. in Russ-
land lebenden Menschen ca. 12 bis 15 Mio. Migranten. 
In Moskau sind laut der letzten Volkszählung (2010) 
offiziell 11,5 Mio. Einwohner registriert. In der Großre-
gion Moskau, d. h. innerhalb des Autobahnrings, leben 
17 Mio. Menschen. Damit ist Moskau die größte Stadt 
Europas. Von den ca. 3 Mio. Arbeitsmigranten in Russ-
land sind schätzungsweise 26–30 % in Moskau und 

Umgebung konzentriert. Sankt Petersburg, die zweit-
größte Stadt des Landes, ist nicht einmal halb so groß 
und seine Bevölkerung beträgt etwa ein Drittel der Ein-
wohnerschaft der Hauptstadt. Ca. 52 % aller Migran-
ten in Russland sind in diesen beiden Städten und den 
umliegenden Gebieten konzentriert. Am sichtbarsten 
sind die Zuwanderer aus Zentralasien – aus Usbekistan, 
Tadschikistan und Kirgistan – die zusammen ungefähr 
60 % aller Migranten ausmachen.

Russlands demographische 
Herausforderungen
Russland zeigt zunehmend Merkmale eines Einwande-
rungslandes, doch in offiziellen Dokumenten und der 
öffentlichen Debatte wird der Begriff Einwanderung nicht 
verwendet, sondern die Wörter Migration und Migrant 
benutzt, um sowohl Binnenwanderungen (vom Land in 
die Stadt und von Gebieten jenseits des Ural in das euro-
päische Russland) als auch Zuwanderung aus den anderen 
ehemaligen Sowjetrepubliken zu erfassen. In den 2000er 
Jahren war es nicht ungewöhnlich, Migranten aus Zen-
tralasien als »gastarbeitery« zu bezeichnen, was einen abfäl-
ligen Beiklang hatte. Heutzutage werden die Zentralasia-
ten meist »Arbeitsmigranten« (trudovye migranty) genannt.

In dem 2012 von Präsident Wladimir Putin nach aus-
führlichen Beratungen mit Wissenschaftlern, Interessen-
vertretern und anderen Akteuren abgesegneten »Migra-
tionskonzept« wurden neue Ziele und ein strategischer 
Plan für die russische Migrationspolitik formuliert. Das 
Konzept, in dem offen gefordert wurde, dass Russland 
für Migranten attraktiver werden müsse, weckte Hoff-
nungen auf eine liberale Wende in den Migrationsge-
setzen und der Migrationspolitik. Aber viele der seither 
verabschiedeten Gesetze und Verordnungen weichen 
eher von den zentralen Zielen des Konzepts ab, wider-
sprechen ihnen teilweise sogar und machen sie zunichte.

Bei der Wahl des Moskauer Bürgermeisters im Sep-
tember 2013 spielte das Thema Migration eine zentrale 
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Rolle. Sowohl Amtsinhaber Sobjanin wie auch der Kandi-
dat der Opposition, Aleksej Nawalny, bedienten sich natio-
nalistischer, migrationsfeindlicher Rhetorik und verspra-
chen den Moskauern bessere Jobmöglichkeiten und die 
»Säuberung« der Stadt von illegalen Migranten. Nawalny 
übertraf Sobjanin sogar noch in seiner Radikalität, indem 
er die Einführung einer Visumspflicht forderte, um die 
Zahl der Migranten aus Zentralasien zu beschränken.

Seit 2013 setzt die russische Migrationspolitik zuneh-
mend auf Sanktionen. Zu diesem Zeitpunkt wurden 
Zusatzbestimmungen ins Verwaltungsrecht eingefügt, 
die Migranten, die mehr als zwei Ordnungswidrigkeiten 
begangen haben, die Wiedereinreise nach Russland für 
drei bis fünf Jahre verbieten. Das Verbot wird automatisch 
von der zentralen Datenbank zur Erfassung von Migran-
ten verhängt, wenn solche »Verstöße« registriert werden. 
Besonders umstritten ist die rückwirkende Anwendung 
der Bestimmungen. Ende 2014 hatten bereits mehr als 1 
Mio. Arbeitsmigranten Einreiseverbote erhalten, Anfang 
2018 war ihre Zahl auf über 2 Mio. angestiegen.

Wie man »legal« wird
Aufgrund des Fehlens klarer Regeln und geeigneter Ver-
fahren zu ihrer Umsetzung waren viele Arbeitsmigran-
ten aus Zentralasien von 2000 bis 2010 inoffiziell tätig. 
Sie wurden als ungeregelt, nicht registriert oder illegal 
bezeichnet. Das 2010 eingeführte Arbeitspatent (trudo-
voj patent, d.i. die Arbeitserlaubnis) berechtigte Zuwan-
derer nach Zahlung einer Vorabgebühr zu legaler Tätig-
keit in Privathaushalten, aber nicht in Unternehmen. 
Zur Erlangung dieses Patents benötigten die Migranten 
zahlreiche Dokumente: einen gültigen Pass, eine Migra-
tionskarte, eine Meldebescheinigung, notariell beglau-
bigte Kopien von Dokumenten mit russischen Überset-
zungen, eine Krankenversicherung, beglaubigte Kopien 
von Fingerabdrücken, ein polizeiliches Führungszeug-
nis und eine Bescheinigung, dass sie weder drogenab-
hängig noch HIV-positiv oder mit einer ansteckenden 
Krankheit behaftet waren. Vermittler, die eng mit den 
Behörden zusammenarbeiteten, rissen den Markt zur 
Beschaffung der nötigen Papiere an sich und machten 
es Migranten sehr schwer, sich selbständig ein Patent zu 
besorgen. Viele in Firmen illegal beschäftigte Migran-
ten beschafften sich eine Arbeitserlaubnis, um die Dauer 
ihres Aufenthalts zu verlängern und die zirkuläre Migra-
tion zu beenden, denn neue Gesetze beschränkten das 
Aufenthaltsrecht auf 90 Tage innerhalb eines Zeitraums 
von 180 Tagen, ihre Tätigkeit bei Unternehmen blieb 
dabei unverändert illegal. Viele andere Migranten arbei-
teten einfach weiterhin ohne Erlaubnis.

2015 wurde die neue »einheitliche« Arbeitserlaubnis 
eingeführt, die den Migranten erlaubte, für einen legalen 
Betrieb oder ein Unternehmen zu arbeiten. Gleichzeitig 

wurde das vielkritisierte und korrupte Quotensystem für 
die Beschäftigung im Privatsektor abgeschafft. Zusätz-
lich zu den vielen oben erwähnten Dokumenten muss-
ten Migranten nun auch einen Test über ihre Kennt-
nisse der russischen Sprache, Gesetze und Geschichte 
ablegen, um die Arbeitserlaubnis zu bekommen.

Die Bildung der Eurasischen Wirtschaftsunion 
(EEU) hat es für Migranten aus den Mitgliedsstaaten 
(Belarus, Kasachstan, Armenien und Kirgistan) seit 2015 
einfacher gemacht, in Russland zu arbeiten. Bürger die-
ser Staaten benötigen nun weder ein Arbeitspatent noch 
ein Sprachzertifikat. Die weit höhere Zahl von Arbeits-
migranten aus anderen Ländern – Usbekistan, Tadschi-
kistan und Aserbaidschan – muss weiterhin den Sprach-
test absolvieren und sich der aufwendigen Prozedur zur 
Erlangung der Arbeitserlaubnis unterziehen. Ukraini-
sche und moldawische Bürger sind von der Sprachprü-
fung befreit, nicht aber vom Arbeitspatent. Sie mischen 
sich jedoch meist einfach unter die Einheimischen und 
kommen auch ohne Erlaubnis durch.

Alle Migranten, auch die aus EEU-Staaten, müssen 
sich an ihrem Wohnort registrieren lassen und mit ihrem 
Arbeitgeber einen offiziellen Arbeitsvertrag abschließen. 
EEU-Bürger haben für die Registrierung 30 Tage Zeit, 
tadschikische Bürger inzwischen 15 Tage, alle anderen 
(einschließlich der Usbeken, deren Anteil an den zentral-
asiatischen Migranten fast 60 % ausmacht) müssen sich 
innerhalb von sieben Tagen anmelden. Wohnungseigen-
tümer vermieten in der Regel nicht an Migranten aus 
Zentralasien oder dem Kaukasus, auch nicht, wenn sie 
russische Staatsbürger sind bzw. dauerhaft in Russland 
leben und fließend Russisch sprechen. Die am meisten 
verbreitete Methode, um kurzfristig eine Registrierung 
zu bekommen, ist inzwischen die Zahlung einer Gebühr 
von 20–50 US-Dollar an einen Mittelsmann oder eine 
der in der Stadt legal tätigen Firmen. Auch das Phäno-
men der »Gummiwohnungen« ist in Moskau und ande-
ren großen russischen Städten oft zu beobachten: Ver-
mieter oder Firmen bieten Dutzenden von Migranten 
gegen eine Gebühr eine fiktive Registrierung unter ihrer 
Adresse an. Die Beschaffung diverser Dokumente hängt 
davon ab, dass man einen Beleg über die Registrierung 
vorzeigen kann. Rund um das Problem der Meldepflicht, 
der Verlängerung der Anmeldung und der Beschaffung 
von Dokumenten, für die eine Anmeldebescheinigung 
vorgelegt werden muss, hat sich deshalb eine umfang-
reiche Schattenwirtschaft entwickelt.

Korruption und ethnorassistisches Profiling 
von Migranten
Durch eine Kampagne zur Bekämpfung »illegaler 
Migration« und Korruption im Jahr 2014 hat das Duma-
Komitee für nationale Sicherheit zunehmend Druck auf 
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den Föderalen Migrationsdienst (FMS) ausgeübt, »die 
Mittelsmänner zu liquidieren«, die durch ihre Zusam-
menarbeit mit dem FMS den Markt zur Beschaffung 
von Papieren an sich gerissen hatten. Die Moskauer 
Stadtverwaltung unter Bürgermeister Sobjanin arbei-
tete erfolgreich darauf hin, dem FMS die Kontrolle über 
die Registrierung, Verwaltung und steuerliche Erfassung 
der Migranten zu entziehen und dem neu eingerichteten, 
unter ihrer Zuständigkeit stehenden Multifunktionalen 
Migrationszentrum (MMZ) zu übertragen. Das MMZ 
in Moskau und später auch in anderen großen Städ-
ten soll als einzige zentrale Anlaufstelle für die Erfas-
sung und Bearbeitung von Dokumenten dienen und 
alle administrativen und finanziellen Aspekte regeln, 
die mit der Migration verknüpft sind.

Seit das MMZ die Zuständigkeit für die Regis-
trierung von Migranten übernommen hat, wurde die 
monatliche Vorauszahlung für Arbeitspatente in Mos-
kau von 1.600 Rubel (nach dem Wechselkurs von 2010 
etwa 28 US-Dollar) auf rund 4.200 Rubel (75 US-Dol-
lar) im Jahr 2017 angehoben. Jede Stadt und jedes Gebiet 
hat das Recht, eigene monatliche Vorauszahlungen fest-
zusetzen. Die Kosten für die Beschaffung aller für eine 
Arbeitserlaubnis notwendigen Papiere betragen in Mos-
kau gegenwärtig im günstigsten Fall etwa 14.500 Rubel 
(230 US-Dollar), dazu kommt die monatliche Voraus-
zahlung für das Patent. Das entspricht mindestens 
zwei durchschnittlichen Monatslöhnen eines Migran-
ten. Eine weitere Erhöhung wird innerhalb der nächs-
ten zwölf Monate erwartet.

Die Vergabe von Arbeitslizenzen ist so zu einer der 
wichtigsten Einkommensquellen für die Stadt gewor-
den. 2015 nahm die Moskauer Stadtverwaltung rund 
10,5 Mrd. Rubel (24 Mio. US-Dollar) an Vorauszah-
lungen für Arbeitserlaubnisse ein, im Jahr 2016 waren 
es 12 Mrd. Rubel (26 Mio. US-Dollar), 2017 – 14 Mrd. 
Rubel (28 Mio. US-Dollar), für 2018 geht man von 16 
Mrd. Rubel (30 Mio. US-Dollar) aus. Die Erlangung 
eines legalen Status ist für Migranten vor allem eine 
Frage der Zahlungsfähigkeit und der Beachtung der 
strengen Aufenthalts- und Beschäftigungsvorschriften. 
Darüber hinaus gilt es, Fehler zu vermeiden und dem 
Kontakt mit der Polizei zu entgehen, um Probleme oder 
die Ausweisung zu vermeiden.

Die gestiegenen öffentlichen Einnahmen aus den 
Arbeitspatenten werden zwar als Indikator für die »Lega-
lisierung« von Migranten herangezogen, doch es gibt 
keine verlässlichen Angaben darüber, wieviel Prozent 
der Migranten solche Lizenzen erworben haben. Nach 
Daten des FMS von 2015 hatten nur ungefähr 3,7 Mio. 
von geschätzt 11 Mio. Migranten – also rund ein Drit-
tel – eine Arbeitserlaubnis. Seitdem sind in Moskau im 
Durchschnitt jährlich 400.000 Patente erteilt worden, 

wobei die Hälfte der Empfänger schon vorher über eine 
Arbeitserlaubnis verfügte. Daraus kann man schließen, 
dass mehr als 50 % der Migranten in Moskau immer 
noch ohne Arbeitspatent arbeiten.

46 % der 2017 in Moskau erteilten Arbeitserlaub-
nisse gingen an Usbeken, 32 % an Tadschiken, 12 % an 
Ukrainer, 7 % an Moldawier und 3 % an Aserbaidscha-
ner. Die Verdreifachung der monatlichen Einkünfte aus 
den Vorauszahlungen für 2015 kompensierte die erwar-
teten Einnahmeverluste durch den Wegfall der Zahlun-
gen kirgisischer Staatsbürger. Usbeken und Tadschiken 
hatten die meisten Arbeitspatente und trugen am stärks-
ten zu diesen Steuereinnahmen bei. Der Anteil von legal 
arbeitenden Kirgisen war jedoch im Vergleich mit allen 
anderen zentralasiatischen Migranten am niedrigsten, 
nur 20 % von 750.000 – 1 Mio. in Russland lebenden 
Kirgisen hatten eine Arbeitserlaubnis.

Das komplexe und ständigen Veränderungen unter-
worfene Gefüge von Gesetzen, Dienstvorschriften, Wei-
sungen und Ausführungsverordnungen zur Steuerung 
der Migration hat diverse Anreize für Bürokraten und 
Sicherheitskräfte geschaffen, gezielt zentralasiatische 
Migranten unter dem Vorwand der Aufrechterhaltung 
der öffentlichen Ordnung und Sicherheit ins Visier zu 
nehmen.

Schlechte Kenntnisse der russischen Sprache wie auch 
ihrer Rechte machen Zuwanderer aus Zentralasien zum 
leichten Ziel für Schmiergelderpressung. Wenn sie die 
Zahlung verweigern, werden sie mit Strafzahlungen, Aus-
weisung oder Internierung bedroht. Viele Kirgisen wie 
auch manche Tadschiken, die im Rahmen erleichterter 
Verfahren zwischen 2008–2011 die russische Staatsbür-
gerschaft erlangt haben, aber auch andere eingebürgerte 
Migranten werden regelmäßig von der Polizei aufgegrif-
fen, die die Echtheit ihrer Staatsbürgerschaftsnachweise 
in Frage stellt und ihnen für das angebliche Fehlen gülti-
ger Meldebescheinigungen Strafen auferlegt. Ein Offizier 
des FMS erklärte während eines Gesprächs im August 
2017: »sie [die Kirgisen] sind keine russischen Bürger« 
und fügte hinzu »sie sprechen nicht gut Russisch«, womit 
er implizierte, dass die etwa 500.000 ethnischen Kirgi-
sen, die die russische Staatsbürgerschaft besitzen, nicht 
denselben Status hätten wie die Russen. Kirgisen verfü-
gen in der Regel über bessere Russischkenntnisse als ihre 
Nachbarn aus Usbekistan und Tadschikistan. Viele Kas-
sierer und Verkäufer in Supermärkten und Läden in Russ-
land sind Kirgisen. Dennoch ist unter Sicherheitskräften 
und Gesetzgebern die Auffassung weit verbreitet, dass 
Zuwanderer aus Kirgistan schlecht Russisch sprechen.

Trügerische Legalität
Da es keine verlässlichen Zahlen gibt, lässt sich nicht mit 
Sicherheit sagen, wie viele Migranten sich legal und wie 
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viele sich illegal, d. h. ohne Arbeitspatent und andere 
Papiere, in Russland aufhalten. Der dynamische Charak-
ter von Migrationsbewegungen und die häufigen Ände-
rungen von Gesetzen und Verordnungen machen die 
Zusammenstellung von Statistiken zu einer großen logis-
tischen Herausforderung. Zwischendurch befinden sich die 
Migranten auch immer wieder in einen halblegalen Status, 
z. B. wenn sie ihren Aufenthaltsstatus aktualisieren oder 
aus einer Aufenthaltskategorie in eine andere überwechseln.

Die Rechtmäßigkeit vieler Gesetze ist fraglich: Das 
2013 eingeführte Wiedereinreiseverbot wurde rück-
wirkend angewendet und Migranten für kleine Verge-
hen bestraft, die sie vor der Verabschiedung des Geset-
zes begangen hatten, wie z. B. die Überschreitung der 
Aufenthaltsdauer. Informelle Gepflogenheiten und sub-
jektive Interpretationen der Gesetze durch Polizei und 
Richter haben oft Vorrang vor ihrem tatsächlichen 
Inhalt. Auf diese Weise ist eine Reihe von Gesetzen zur 
Quelle illegaler Praktiken und zur Rechtfertigung für 
ethnorassistisches Profiling von Migranten geworden.

Angesichts des Fehlens verlässlicher Daten und flie-
ßender Grenzen zwischen Legalität und Illegalität nei-
gen Politiker, Vertreter von Behörden und Medien wie 
auch angebliche »Experten« dazu, mit unerschütterli-
chem Absolutheitsanspruch ihre eigenen Statistiken über 
die Zahl illegaler Migranten und »Krimineller« zusam-
menzustellen. Die russische Menschenrechtsbeauftragte 
Tatjana Moskalkowa erklärte zum Beispiel, dass im Jahr 
2017 8–10 Mio. illegale Migranten in Russland arbei-
teten. Die meisten der als »illegal« Bezeichneten haben 
ihre Aufenthaltsdauer überschritten oder geringfügige 
Ordnungswidrigkeiten begangen.

Migrationskontrolle und die Legalisierung von 
Migranten sind für jeden Staat legitime Anliegen. Im Fall 
der zentralasiatischen Arbeitsmigranten sind sie aber zu 
Instrumenten geworden, die von Regierungsstellen, Ver-
waltungsbehörden und Sicherheitskräften benutzt wer-
den, um die Zuwanderer zu drangsalieren und unter Vor-
wänden Bestechungszahlungen von ihnen zu erpressen.

Die Auflösung des Föderalen Migrationsdienstes im 
Jahr 2016 und die Übernahme der Migrationssteuerung 
durch das Innenministerium, dessen Personal aus Militärs 
und Sicherheitsbeamten besteht, hat die sanktionierende 
Stoßrichtung der Migrationsgesetze und -verordnungen 
verstärkt. Die komplizierten Prozeduren der Legalisie-
rung führen dazu, dass eine große Zahl der Migranten 
den illegalen Status beibehält und abgeschoben werden 
kann – und der Staat die Migranten als Bedrohung für 
die öffentliche Ordnung und Sicherheit darstellen kann.

Gleichzeitig hält sich weiterhin eine unbekannte 
Anzahl von Migranten, die mit Wiedereinreiseverboten 
und drohenden Abschiebungen aufgrund von auf ihren 
Namen eingetragen Ordnungswidrigkeiten belegt ist – 
es könnte sich um mehr als 1 Mio. Menschen handeln – 
in Russland in einer prekären Lage ohne Rechtsstatus 
auf. Letztlich ist die Illegalität von Migranten eher eine 
Folge der unzulänglichen Gesetze und ihrer mangelhaf-
ten bürokratischen Umsetzung sowie der strategischen 
Profitchancen, die die Gesetzgebung den Staatsbeam-
ten eröffnet, als ein Ergebnis von Straftaten und Geset-
zesübertretungen von Seiten der Migranten.

Aus dem Englischen von Brigitte Heuer
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ANALYSE

Dem Untergang geweiht? Die Wahrnehmung der Europäischen Union in 
Zentralasien im Wandel
Von Zhanibek Arynov, St. Andrews

Zusammenfassung
2018 ist es ein Vierteljahrhundert her, dass die Europäische Union und die zentralasiatischen Staaten diplo-
matische Beziehungen aufgenommen haben. Obwohl die EU in diesem Zeitraum ihre Präsenz in der Region 
quantitativ wie qualitativ stetig ausgebaut hat, ist sie nach wie vor kein einflussreicher Akteur in Zentralasien. 
Verglichen mit anderen externen Mächten, insbesondere Russland, China und den USA, ist der politische 
und wirtschaftliche Einfluss Europas beschränkt. Doch hat Brüssel den anderen Akteuren gegenüber einen 
relativen Vorteil: Die EU wird als Wohltäter wahrgenommen und hat ein sehr positives Image. Gerade aus 
ihrem »Softpower«-Ansatz und ihrer Anziehungskraft bezieht die EU ihre Stärke – doch haben diese Vor-
züge zuletzt stark an Bedeutung verloren. Um einer Beschädigung ihres Ansehens entgegen zu treten und 
ihr positives Image zu bewahren, sollte die EU im Zusammenhang mit der Ausarbeitung ihrer neuen Zen-
tralasienstrategie entsprechende Maßnahmen in Erwägung ziehen.

Im Februar 2018 haben die Europäische Union (EU) 
und die Staaten Zentralasiens feierlich den 25. Jahres-

tag der Aufnahme diplomatischer Beziehungen began-
gen. Die EU nahm ihr Engagement in der Region bereits 
Anfang der 1990er Jahre auf, nachdem die fünf zentral-
asiatischen Republiken nach der Auflösung der Sowjet-
union ihre Unabhängigkeit erlangt hatten. Ihr Haupt-
ziel während der 1990er Jahre war es, die jungen Staaten 
beim Übergang zu Marktwirtschaft und Demokratie 
zu unterstützen. 1993 eröffnete die Union in Almaty 
(Kasachstan) ihr erstes Büro in der Region. Schon in den 
1990er Jahren schloss sie Partnerschafts- und Koopera-
tionsabkommen (PCA) mit Kasachstan, Kirgistan und 
Usbekistan, Tadschikistan folgte 2004. Außerdem pro-
fitierten die zentralasiatischen Staaten von verschiede-
nen EU-Programmen; das wichtigste Instrument war 
TACIS (Technical Assistance to the Commonwealth 
of Independent States). Doch hielt sich die Aufmerk-
samkeit der Union für Zentralasien in den 1990er Jah-
ren in Grenzen, denn Brüssel war mit europäischen 
Themen beschäftigt: der institutionellen Umgestaltung 
der EU, der deutschen Wiedervereinigung, den politi-
schen und wirtschaftlichen Transformationsprozessen 
in den Ländern Mittel- und Osteuropas sowie mit der 
Instabilität auf dem Balkan nach dem Zerfall Jugosla-
wiens. Vor diesem Hintergrund war Zentralasien eine 
weit entfernte Region, in der Brüssel keine unmittelba-
ren Interessen hatte.

Das änderte sich zu Beginn des neuen Jahrtau-
sends. Erstens lenkten der Anschlag vom 11. Septem-
ber 2001 und die anschließende internationale militä-
rische Intervention die Aufmerksamkeit der EU nicht 
nur auf Afghanistan, sondern auch auf die angrenzen-
den postsowjetischen Staaten. Zweitens ließen die EU-
Erweiterungen von 2004 und 2007 Zentralasien näher 

an die Union heranrücken. Die fünf Länder waren nicht 
länger abgelegen, sondern wurden zu »Nachbarn unse-
rer Nachbarn«. Und schließlich betrachtete die EU die 
kaspischen Staaten in Reaktion auf den Gasstreit zwi-
schen Russland und der Ukraine Mitte der 2000er Jahre 
zunehmend als Länder, die potentiell zur Diversifizie-
rung des Energiesektors der EU beitragen könnten. Alle 
diese Faktoren motivierten die EU, der Region mehr 
Aufmerksamkeit zu schenken. Aber nicht nur das Inte-
resse an Zentralasien nahm zu. Der Fokus der Union 
verlagerte sich auch inhaltlich von den Themen Markt-
wirtschaft und Demokratie hin zu Sicherheitsfragen – 
Sicherheit und Stabilität der zentralasiatischen Länder 
(und Afghanistans) und Energiesicherheit für Europa.

Angesichts der zunehmenden Bedeutung Zentral-
asiens rief die EU 2007 ihre »Strategie für eine neue 
Partnerschaft« mit den zentralasiatischen Staaten (Zen-
tralasienstrategie) ins Leben. Die Annahme dieses 
strategischen Dokuments wurde allgemein als echter 
Durchbruch in den Beziehungen zwischen der EU und 
Zentralasien bewertet – als Beginn einer neuen, mögli-
cherweise besseren Phase der Zusammenarbeit. Unter 
anderem richtete die EU drei weitere Büros in Bisch-
kek, Duschanbe und Taschkent ein; sie etablierte neue 
Formate für Dialog und Kooperation und stockte ihre 
finanzielle Unterstützung für die Region beträchtlich 
auf (von 750 Mio. Euro im Zeitraum 2007–2013 auf 
1 Mrd. Euro für die Jahre 2014–2020). Trotz der Kri-
tik externer Beobachter betonte die EU selbst stets die 
Richtigkeit der Ziele und Inhalte ihrer Zentralasien-
strategie. Zehn Jahre nach Annahme des ersten Doku-
ments wurde dann in den Beschlüssen des Rats von 2017 
die Ausarbeitung einer neuen Strategie für Zentralasien 
gefordert. Es wird erwartet, dass das neue Dokument, 
das in der zweiten Jahreshälfte 2019 verabschiedet wer-
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den soll, die veränderten Rahmenbedingungen in der 
EU wie in Zentralasien berücksichtigen wird.

Im Laufe der 25-jährigen Zusammenarbeit ist das 
Engagement der EU in Zentralasien stetig gewachsen. 
Obwohl sich das Profil der Union allmählich sowohl 
quantitativ als auch qualitativ verbessert hat, gehört die 
EU nach wie vor nicht zu den einflussreichen Akteuren 
in der Region. Viele Beobachter meinen, dass es der Poli-
tik der EU immer noch an einer strategischen Vision 
fehlt, an verfügbaren Ressourcen, Einheitlichkeit und 
Sichtbarkeit. Verglichen mit früheren Jahren hat das 
EU-Engagement zugenommen, es ist jedoch nicht ver-
gleichbar mit dem der Großmächte in der Region, vor 
allem Russland und China. Die Union kann weder mit 
der historischen Rolle Russlands und seinem politischen 
Gewicht noch mit dem wirtschaftlichen Einfluss Chi-
nas konkurrieren. Obwohl die EU selbst immer wieder 
Konkurrenzdenken in ihrer Politik abstreitet, führen 
einige der Ziele ihrer Politik (z. B. Demokratisierung, 
Energiesicherheit) doch unvermeidlich zu Interessen-
konflikten mit Russland und China. Auch wenn die EU 
sich nicht an einem »Great Game« [Rivalität zwischen 
Großbritannien und Russland um die Vorherrschaft in 
Zentralasien im 19. Jh., Anm. d. Übers.] beteiligen will, 
wird es immer eine gewisse Konkurrenz zwischen die-
sen Akteuren geben.

Der relative Vorteil der Europäischen Union
Die Europäische Union spielt in Zentralasien nicht die 
Rolle einer Großmacht und hat auch keine diesbezüg-
lichen Absichten. Wie ein in Zentralasien tätiger euro-
päischer Diplomat in einem Gespräch mit mir einmal 
sagte: Großmacht zu sein bzw. als solche wahrgenom-
men zu werden, würde Misstrauen gegenüber Brüssel 
und Ängste vor den Plänen der EU schüren. In der Tat 
hat die EU in Zentralasien gegenüber stärkeren und 
selbstbewussteren Akteuren aufgrund ihres positiven 
Images ganz klar einen relativen Vorteil, denn sie wird 
als Wohltäter wahrgenommen. Besonders deutlich ist 
dies in Kasachstan und Kirgistan.

Die Einstellung gegenüber den Vereinigten Staaten 
in den zentralasiatischen Staaten ist bekanntermaßen 
überwiegend negativ. Der Antiamerikanismus in der 
Region ist seit den frühen 2000er Jahren aufgrund der 
amerikanischen Militäroperationen in Afghanistan und 
im Irak und wegen der »Farbrevolutionen« in mehreren 
postsowjetischen Staaten gewachsen. Washington ist 
heute weit davon entfernt, als bevorzugter und vertrau-
enswürdiger Akteur wahrgenommen zu werden. Auch 
die Sinophobie ist in fast allen Ländern Zentralasiens 
weiterhin stark ausgeprägt. China wird oft in negativen, 
stereotypen Bildern und Mythen gesehen. Diese nega-
tive Wahrnehmung nimmt mit dem wachsenden Ein-

fluss Chinas in der Region stetig zu. Die Proteste gegen 
die Novellierung des Bodengesetzbuchs in Kasachstan 
2016 [die sich gegen längere Pachtverträge für Auslän-
der richteten, Anm. d. Übers.] sind exemplarisch für 
diese antichinesische Stimmung in Zentralasien. Was 
Russland betrifft, so ist die Mehrheit der Öffentlichkeit 
zwar weiterhin Moskau wohlgesonnen, doch besteht 
Grund zur Annahme, dass dieses positive Image ange-
sichts des Konflikts mit der Ukraine allmählich Risse 
bekommt. Es ist nicht verwunderlich, dass dieser Kon-
flikt in einzelnen Segmenten der Gesellschaften der Staa-
ten Zentralasiens Misstrauen und Furcht vor Russland 
hervorgerufen hat. Dieses Misstrauen kommt in der 
breiten Öffentlichkeit nicht sehr zum Vorschein, aber 
in den mehr als 80 Interviews, die ich 2015 und 2016 
in Kasachstan und Kirgistan mit Politikern, Experten, 
Journalisten und Vertretern der Zivilgesellschaft geführt 
habe, kam es klar zum Ausdruck.

Verglichen mit diesem Meinungswandel ist die 
Wahrnehmung der EU in den meisten Staaten Zen-
tralasiens auch weiterhin relativ positiv. So zeigte bei-
spielsweise das Integrationsbarometer (eine Erhebung 
im Auftrag der Eurasischen Entwicklungsbank) im Jahr 
2017, dass einzelne EU-Mitgliedsstaaten (Großbritan-
nien, Deutschland und Frankreich) nur von weniger als 
3 % der Befragten in Kasachstan, Kirgistan und Tad-
schikistan als »feindselig« eingestuft wurden. Das ist nur 
mit Russland vergleichbar: seine Bewertungen als »feind-
selig« lagen in Kasachstan und Tadschikistan bei 2 % 
und in Kirgistan bei 0 %. Im Gegensatz dazu erreichten 
die USA mit 17 %, 22 % und 8 % in Kasachstan, Kir-
gistan und Tadschikistan bedeutend höhere Werte. Das 
gilt auch für die Wahrnehmung Chinas, hier nahmen 
15 %, 11 % und 2 % der Befragten das Land als feind-
selig war. Auch die Meinungsumfragen des US-ameri-
kanischen International Republican Institute (IRI) in 
Kirgistan zeigen nur ein geringes Bedrohungsgefühl 
gegenüber der EU. 2017 sahen nur 13 % der Befragten 
die EU als Bedrohung für Kirgistan an – im Gegensatz 
dazu betrugen die entsprechenden Werte für die USA 
45 %, für China 37 % und für Russland 6 %.

Außerdem zeigen die Interviews mit Vertretern der 
politischen und gesellschaftlichen Elite in Kasachstan 
und Kirgistan, dass die EU bei diesen gesellschaftli-
chen Gruppen ein recht positives Image hat. Brüssel 
wird als »wohlwollender« internationaler Akteur aner-
kannt, der keine politische oder wirtschaftliche Bedro-
hung darstellt. Man vertraut der EU und möchte, dass 
sie in Zentralasien eine größere Rolle spielt. Und man 
bewundert den Wohlfahrtsstaat in den europäischen 
Ländern, ihre Kultur, Geschichte und »Standards«. In 
diesem Kontext wurde in Kasachstan und Kirgistan oft 
die Forderung laut, dass die beiden Länder sich in Rich-
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tung des europäischen Entwicklungsmodells bewegen 
sollten, um Teil eines größeren Europa zu werden. Tat-
sächlich haben die von mir interviewten Vertreter der 
Elite häufig die Meinung geäußert, dass Kasachen bzw. 
Kirgisen in ihrer Mentalität und in ihrem grundsätzli-
chen Zugehörigkeitsgefühl eher europäisch als asiatisch 
seien. Interessant war auch zu beobachten, dass sogar die 
Idee des »Eurasismus« (weder europäisch noch asiatisch 
zu sein, sondern vielmehr ein Brückenglied zwischen 
beiden), die in offiziellen Diskursen eifrig propagiert 
wird, bei den Befragten offenbar wenig Unterstützung 
fand. Das gleiche gilt für die Eurasische Wirtschafts-
union, die die wirtschaftliche Zusammenarbeit zwi-
schen »eurasischen« Ländern vorantreiben soll. Stattdes-
sen wurde von der Mehrheit der Meinungsführer und 
Experten Europa als »Leitstern« und als Zielvorstellung 
für ihre Länder gesehen. Die generell positive Wahrneh-
mung der Europäischen Union ist jedoch nicht unbe-
dingt Ergebnis einer erfolgreichen politischen Strate-
gie und Kommunikationspraxis der EU als Institution. 
Sie resultiert vielmehr aus dem historisch gewachsenen 
Bild von »Europa«. Traditionell haben nicht nur Zen-
tralasiaten, sondern auch Vertreter anderer postsowjeti-
scher Länder »Europa« idealisiert. In diesem Sinne beein-
flusst das romantisch verklärte Bild von »Europa« auch 
die Wahrnehmung der »Europäischen Union«.

Die Wahrnehmung der EU verändert sich
Das generell positive Europa-Bild der Zentralasiaten ist 
aktuell zunehmend in Auflösung begriffen. Das heutige 
Europa wird weniger und weniger mit Wohlstand für 
den Normalbürger assoziiert, sondern eher mit Krisen 
und Niedergang. Immer stärker wird Europa mit dem 
Bild eines »alten Mannes« verbunden, der seine besten 
Jahre hinter sich hat und seinem Ende entgegensieht. 
Das »sterbende Europa« wird zum dominanten Narrativ 
in Bezug auf die EU und Europa – wirtschaftlich, poli-
tisch, demographisch, kulturell und moralisch.

Die Volkswirtschaften einiger europäischer Länder 
wie auch der EU insgesamt gelten als im Niedergang 
befindlich und ruiniert. Diese Wahrnehmung wurde 
insbesondere durch die Schuldenkrise in Griechenland 
ausgelöst. Ebenso ist man der Meinung, dass Europa 
unter schwindender interner politischer Homogenität 
leidet. Die zunehmenden politischen Meinungsverschie-
denheiten werden immer mehr als Anfang vom Ende 
der EU als einheitliche Institution gesehen. Dem Glau-
ben an ein vereintes Europa wird heute in Zentralasien 
mit großer Skepsis begegnet. Ein weiterer Aspekt ist die 
Vorstellung vom in demographischer Hinsicht »sterben-
den« Europa. Einerseits wird dies mit niedrigen Gebur-
tenraten in Europa in Verbindung gebracht, die man als 
nahezu gegeben annimmt. Andererseits hat dies mit der 

wachsenden Zahl von Menschen in Europa zu tun, die 
nichteuropäische Wurzeln haben. Es ist der Eindruck 
entstanden, dass Europa sein Erscheinungsbild ändert. 
Dieser Aspekt wird sehr negativ bewertet, denn Europa 
verliert damit für die Zentralasiaten eine seiner am meis-
ten bewunderten Eigenschaften – nämlich sein »Europä-
ertum«: seine Kultur, seine Traditionen und Werte. Man 
stellt sich vor, dass die Straßen von Paris und Madrid 
jetzt von Menschen bevölkert werden, deren Sprachen 
und Traditionen Europa »fremd« sind. Noch ausge-
prägter ist die Auffassung, dass in Europa ein morali-
scher Verfall um sich greift. Gleichgeschlechtliche Ehen, 
Rechte für LGBT (Lesben, Schwule, Bisexuelle und 
Transgender) und der Verfall von Familienwerten sind 
schon jetzt zum negativsten Aspekt des Gesamtbilds der 
EU in Zentralasien geworden. Bestimmte Komponenten 
der EU-Politik in Zentralasien werden deshalb mit der 
Verbreitung und dem Aufdrängen dieser negativ besetz-
ten Werte assoziiert. In diesem Zusammenhang wird 
das heutige Europa oft als »Gayropa« bezeichnet (eine 
Zusammensetzung aus »gay« und »Europa«). EU-Reprä-
sentanten in Zentralasien haben wiederholt beklagt, dass 
dies ein sehr starkes Narrativ ist, dem die EU nur schwer 
etwas entgegensetzen kann. All diese Aspekte haben zu 
einem negativen Wandel der Wahrnehmung der EU in 
den Ländern Zentralasiens beigetragen.

Grundsätzlich ist die Veränderung durch das 
Zusammenspiel verschiedener Faktoren in drei Berei-
chen entstanden. Erstens wird die wachsende Skepsis 
gegenüber der Europäischen Union durch »objektive« 
Faktoren und Entwicklungen innerhalb der Union selbst 
hervorgerufen. Die EU hat lange unter einer Wirtschafts- 
und Finanzkrise gelitten; sie wurde vom Zustrom von 
Migranten und Flüchtlingen überrascht und vom 
Schock des Brexit erschüttert. Es ist nicht verwunder-
lich, dass diese Ereignisse die Europa-Skepsis sowohl in 
den Mitgliedsstaaten der EU als auch in vielen Dritt-
ländern beträchtlich verstärkt haben, wie verschiedene 
Studien belegen. Daher ist es nicht überraschend, dass 
man den gleichen Trend auch in Zentralasien finden 
kann. Zweitens gibt es auch Zentralasien-spezifische 
Faktoren, die eine negative Wahrnehmung bewirken. 
Die offizielle Rhetorik in einigen Ländern der Region 
verknüpft z. B. diskursiv die Propagierung von demo-
kratischen Werten und Menschenrechten durch die EU 
mit der Ausbreitung und dem Aufdrängen »nichttradi-
tioneller und fremder« Praktiken wie gleichgeschlecht-
liche Ehen und Rechte für sexuelle Minderheiten. Das 
Bild eines moralisch im Niedergang begriffenen Europa 
zielt auf die Delegitimierung der EU und ihrer norma-
tiven Ziele ab. Drittens werden die negativen Verände-
rungen in der Wahrnehmung der EU auch noch durch 
den geopolitischen Kontext der Region befördert – näm-
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lich durch russische Einflussnahme. Es ist kein Geheim-
nis, dass die russische Propaganda ihre negative Bericht-
erstattung über die Entwicklungen in Europa seit dem 
Beginn des Ukraine-Konflikts intensiviert hat. Die Ein-
richtung der East StratCom Taskforce, die den russi-
schen Desinformationskampagnen entgegenwirken soll, 
zeigt, wie ernst Brüssel dieses Thema nimmt. Da die rus-
sischen Medien in den meisten zentralasiatischen Staa-
ten einen gewaltigen Einfluss haben, verbreitet sich die 
negative Berichterstattung über Europa entsprechend 
schnell. Ein Beispiel ist, um es erneut zu zitieren, das 
Konzept von »Gayropa«, das in Russland geprägt wurde 
und durch die Medien seinen Weg in die anderen Staa-
ten der Region gefunden hat.

Was kann die EU tun?
Wie bereits erwähnt wird 2019 mit großer Wahrschein-
lichkeit eine neue Zentralasienstrategie verabschiedet 
werden. Es wäre aber naiv anzunehmen, dass Zentral-
asien dadurch mehr Aufmerksamkeit von Seiten der 
EU bekommen wird. Brüssel muss sich jedoch mit der 
Verschlechterung seines früher positiven Images in der 
Region befassen und Gegenmaßnahmen ergreifen. Eine 
mögliche Option könnte in der Verbesserung seiner 
Kommunikationspolitik gegenüber bestimmten Ziel-
gruppen liegen sowie in der Entwicklung neuer, auf 
Zentralasien zugeschnittener Instrumente, um das 
Wissen über die EU zu vergrößern. Mehrere Studien 
haben belegt, dass ein Individuum umso weniger zu 

stereotypen Vorstellungen neigt, je mehr es über den 
betreffenden Gegenstand weiß. Meine Interviews mit 
kasachstanischen und kirgisischen Meinungsführern 
und Experten zeigen ebenfalls, dass die Gesprächspart-
ner, die in direkterem Kontakt mit der Union standen 
und mehr Kenntnisse über sie besaßen, meist ein tenden-
ziell ausgewogeneres und positiveres Bild der Europäi-
schen Union hatten. Sie ließen sich außerdem nicht so 
leicht von Narrativen wie »Gayropa« beeinflussen, son-
dern verstanden sie als ein Ergebnis absichtlicher Ver-
zerrung der Realität. Es ist offenkundig, dass das Pro-
blem negativer Wahrnehmungen nicht einfach durch 
verbesserte Kommunikation gelöst werden kann, denn 
es handelt sich nicht nur um falsche Vorstellungen, son-
dern dahinter stehen, wie oben beschrieben, »objektive« 
Gründe. Eine verbesserte Kommunikation könnte aber 
das Ausmaß stereotyper Wahrnehmungen der EU und 
der Geschehnisse in der EU verringern, indem der Ein-
fluss von Propaganda beschränkt wird und alternative 
Darstellungen der EU propagiert werden. Im Zeital-
ter der Technologien und des Internets wäre vielleicht 
die Entwicklung internetbasierter Informationskanäle 
eine Option, die zudem für die EU keine großen Kos-
ten erzeugen würde. Aber die Antwort auf die Frage, 
ob die Europäische Union an dieser Möglichkeit bzw. 
generell an ihrer Wahrnehmung in Zentralasien inte-
ressiert ist, bleibt weiterhin offen.

Aus dem Englischen von Brigitte Heuer
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Tabelle 1:	 EU-Finanzhilfe für Zentralasien im Rahmen von TACIS*: 1991–2006 (in Mio. Euro)

Kasachstan Kirgistan Tadschikistan Turkmenistan Usbekistan

1991 8,0 1,0 0,0 1,0 2,0
1992 20,6 9,2 0,0 8,8 18,8
1993 14,0 10,0 0,0 0,0 0,0
1994 14,0 0,0 4,0 8,0 15,0
1995 15,0 8,0 4,0 4,0 10,0
1996 0,0 0,0 0,0 0,0 28,0
1997 24,0 13,0 0,0 11,5 0,0
1998 0,0 0,0 0,0 0,0 29,0
1999 24,0 12,0 0,0 9,0 0,0
2000 0,0 0,0 0,0 0,0 15,4
2001 15,0 10,0 0,0 0,0 0,0
2002 5,4 8,3 10,7 2,3 12,3
2003 6,6 7,5 9,7 1,5 9,7
2004 7,0 6,2 9,6 2,2 11,0
2005 3,4 15,25 17,35 5,75 9,25
2006 11,5 7,5 14,5 3,5 8,5
Gesamt 168,5 107,95 69,25 64,35 168,95

* Technical Assistance to the Commonwealth of Independent States
Quelle: European Community, Regional Strategy Paper for Assistance to Central Asia for the period 2007–2013, Annex IV, <https://
ec.europa.eu/europeaid/sites/devco/files/rsp-central-asia-2007-2013_en.pdf>

STATISTIK

EU-Finanzhilfe für Zentralasien

Grafik 1:	 EU-Finanzhilfe für Zentralasien im Rahmen von TACIS*: 1991–2006 (in Mio. Euro)

0

5

10

15

20

25

30

35

1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006

Kasachstan Kirgistan Tadschikistan Turkmenistan Usbekistan

* Technical Assistance to the Commonwealth of Independent States
Quelle: European Community, Regional Strategy Paper for Assistance to Central Asia for the period 2007–2013, Annex IV, <https://
ec.europa.eu/europeaid/sites/devco/files/rsp-central-asia-2007-2013_en.pdf>

https://ec.europa.eu/europeaid/sites/devco/files/rsp-central-asia-2007-2013_en.pdf
https://ec.europa.eu/europeaid/sites/devco/files/rsp-central-asia-2007-2013_en.pdf
https://ec.europa.eu/europeaid/sites/devco/files/rsp-central-asia-2007-2013_en.pdf
https://ec.europa.eu/europeaid/sites/devco/files/rsp-central-asia-2007-2013_en.pdf
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Tabelle 2:	 EU-Finanzhilfe für Zentralasien im Rahmen von ECHO* und Nahrungsmittelhilfe: 
1991–2006 (in Mio. Euro)

ECHO* Kasachstan Kirgistan Tadschi-
kistan

Turkme-
nistan

Usbekistan Gesamt

1991
1992 0,3
1993 3,6 7,4
1994 6,3 9,8
1995 8,0 16,1
1996 3,9 14,1
1997 2,8 14,9
1998 1,8 16,7
1999 2,1 18,8
2000 15,0
2001 12,0
2002 10,0
2003 10,0
2004 8,0
2005 6,0
2006 6,0
ECHO Gesamt 28,4 165,1 193,5

Nahrungsmittel-
hilfe

Kasachstan Kirgistan Tadschi-
kistan

Turkme-
nistan

Usbekistan Gesamt

FEOGA** 
1994–95

14,0 11,0

FEOGA 
1995–96

4,7 15,9 2,1

Lebensmittel-
sicherheit 1996

10,0 17,2

1997 8,5 5,5
1998 8,5 4,1
1999 8,5 3,4
2000 10,0 9,0
2001 10,0 3,7
2002 10,0 4,0 1,2
2003 10,0 8,0
2004 9,0 8,0 (+3)
2005 9,0 8,0 (+3)
2006 9,0 9,0 (+2)
Nahrungsmittel-
hilfe gesamt

121,2 109,8 2,1 1,2 234,3

* European Civil Protection and Humanitarian Aid Operations
** Fonds Europeen d'Orientation et de Garantie Agricole – European Agricultural Guidance and Guarantee Fund (EAGGF)
Quelle: European Community, Regional Strategy Paper for Assistance to Central Asia for the period 2007–2013, Annex IV, <https://
ec.europa.eu/europeaid/sites/devco/files/rsp-central-asia-2007-2013_en.pdf>

https://ec.europa.eu/europeaid/sites/devco/files/rsp-central-asia-2007-2013_en.pdf
https://ec.europa.eu/europeaid/sites/devco/files/rsp-central-asia-2007-2013_en.pdf
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Grafik 2:	 EU-Entwicklungszusammenarbeit mit Zentralasien 2007–2013 (in Mio. EUR)
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Quellen: European Commission, Central Asia Indicative Programme (2007–2010), <http://www.eeas.europa.eu/archives/docs/
central_asia/rsp/nip_07_10_en.pdf>; European Commission, Central Asia: DCI Indicative Programme 2011–2013 <https://eeas.
europa.eu/sites/eeas/files/central_asia_multi-annual_indicative_programme_2011-2013_of_the_eu_development_co-operation_
instrument_dci.pdf>

UMFRAGE

Die Haltung zur EU in Zentralasien

Grafik 1:	 Wahrnehmung der »Unfreundlichkeit« externer Akteure in Kasachstan, Kirgistan 
und Tadschikistan (in %)
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Quelle: EDB Integration Barometer 2017, Cross-National Survey Data, <https://eabr.org/en/analytics/integration-research/cii-reports/
edb-integration-barometer-2017-/>
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https://eeas.europa.eu/sites/eeas/files/central_asia_multi-annual_indicative_programme_2011-2013_of_the_eu_development_co-operation_instrument_dci.pdf
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Grafik 2:	 Entwicklungsorientierung der zentralasiatischen Jugend (An welchem der folgenden 
Länder soll sich die Entwicklung Ihres Landes orientieren?) (in %)
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Quelle: Friedrich Ebert Foundation Kazakhstan 2016, Youth in Central Asia (Kazakhstan, Kyrgyzstan, Tajikistan, Uzbekistan). Die 
Jugendlichen wurden gefragt, ob sich die Entwicklung ihres Landes an Russland, China, USA oder EU orientieren sollte.

Grafik 3:	 Wahrnehmung der wichtigsten Wirtschaftspartner und der größten Bedrohungen in 
Kirgistan 
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Quelle: Center for Insights in Survey Research, Public Opinion Survey: Residents of Kyrgyzstan (November 19 – December 2. 2017), 
<http://www.iri.org/sites/default/files/2018-2-5_iri_poll_presentation_kyrgyzstan.pdf >

http://www.iri.org/sites/default/files/2018-2-5_iri_poll_presentation_kyrgyzstan.pdf
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CHRONIK

23. Juni – 20. Juli 2018

Kasachstan
23.6.2018 Bei nicht genehmigten Demonstrationen für eine gebührenfreie Bildung in verschiedenen Städten des Landes 

werden mehrere Dutzend Menschen festgenommen, darunter auch unbeteiligte Passanten. Zu den Protesten 
hatte die oppositionelle Bewegung Demokratische Wahl Kasachstans (DWK) aufgerufen 

25.6.2018 Das Komitee für nationale Sicherheit meldet, dass in Uralsk (Westkasachstan) acht Mitglieder einer radikalen 
religiösen Gruppe wegen des Verdachts auf Vorbereitung von Terroranschlägen und der Verbreitung von Ter-
rorpropaganda festgenommen wurden. 

25.6.2018 Ein Gericht in Bischkek bestätigt den Auslieferungsbeschluss für den kasachischen Aktivisten Muratbek Tun-
gyschbajew, trotz der Bedenken von Human Rights Watch (HRW) und lokalen Menschenrechtsorganisatio-
nen, dass ihm in Kasachstan Folter drohen könnte. Tungyschbajew war im Mai 2018 in Bischkek auf Antrag 
der kasachstanischen Behörden wegen des Verdachts der finanziellen Unterstützung der DWK und Beteiligung 
an ihren Aktivitäten festgenommen worden.

27.6.2018 In der ersten Sitzung der Regierungskommission für die Entwicklung des durch die Veränderung des Status von 
Schymkent neu entstandenen Gebiets Turkestan stellt der Vorsitzende der Kommission und stellvertretende Pre-
mierminister, Askar Mamin, einen Plan für die Verlegung der Verwaltung von Schymkent nach Turkestan vor.

29.6.2018 Das Ministerium für religiöse Angelegenheiten und Zivilgesellschaft wird per Dekret Präsident Nursultan 
Nasarbajews in Ministerium für soziale Entwicklung umbenannt und erhält neue Aufgaben und Befugnisse, 
die bisher dem Ministerium für Kultur und Sport zugeordnet waren.

29.6.2018 Eine Delegation unter Leitung des Sekretärs des Sicherheitsrats, Nurlan Jermekbajew, berät in Taschkent mit 
dem Sicherheitsrat Usbekistans Fragen der regionalen Sicherheit, gemeinsame Militärübungen, Afghanistan 
und nachhaltige Entwicklung. 

1.7.2018 Ab sofort ist die Frist für die Einreichung von Einladungen zur Einreise für visapflichtige Ausländer von 14 auf 
fünf Tage verkürzt. In der Einladung muss die Adresse in Kasachstan angegeben werden, was die Notwendig-
keit der Anmeldung bei den Migrationsbehörden nach der Ankunft abschafft. 

3.7.2018 73 aus dem Autonomen Uigurischen Gebiet Xinjiang (VR China) stammenden ethnisch kasachischen Studen-
ten mit chinesischer Staatsbürgerschaft wird von den chinesischen Behörden nach den Sommerferien die Aus-
reise nach Kasachstan verwehrt. Nach Angaben des kasachischen Dienstes von RFE/RL sollen einige der Stu-
denten kasachstanischer Hochschulen in chinesische Umerziehungslager gebracht worden sein. 

4.7.2018 Premierminister Bakytdschan Sagintajew empfängt den Präsidenten der Autonomen Republik Tatarstan (RF), 
Rustam Minnichanow, der sich zu einem Arbeitsbesuch in Astana aufhält. 

5.7.2018 In Astana wird das auf Initiative des Präsidenten geschaffene Internationale Finanzzentrum Astana (IFCA) in 
Gegenwart der Präsidenten Kirgistans, Usbekistans und Tadschikistans, Sooronbaj Dscheenbekow, Schawkat 
Mirsijojew und Emomali Rachmon, sowie des Präsidenten Tatarstans, Minnichanow, feierlich eröffnet. In sei-
ner Rede auf der Eröffnungszeremonie bewirbt Nasarbajew Astana als zentralen Finanzstandort der Region. 

6.7.2018 In Astana wird in Gegenwart von Präsident Nasarbajew und seiner Amtskollegen aus Kirgistan, Usbekistan 
und Tadschikistan feierlich der 20. Jahrestag der Verlegung der Hauptstadt von Almaty nach Astana begangen.

10.7.2018 Der stellvertretende Außenminister Roman Wasilenko nimmt am 5. EU-Central Asia High Level Political and 
Security Dialogue in Aschgabat teil. 

12.7.2018 Das Gesetz über die Änderung des Status des Sicherheitsrats von einem beratenden zu einem konstitutio-
nellen Organ trifft in Kraft. Damit wird Präsident Nasarbajew zugleich zum lebenslangen Vorsitzenden des 
Sicherheitsrats. 

13.7.2018 Verteidigungsminister Saken Dschasusakow empfängt seinen usbekischen Amtskollegen Abdusalom Asisow in 
Almaty zu Gesprächen über die bilaterale militärische Zusammenarbeit. Im Rahmen des mehrtägigen Besuchs 
finden auch gemeinsame Manöver der Streitkräfte beider Staaten statt. 

19.7.2018 Der Eiskunstläufer Denis Ten stirbt in einem Krankenhaus in Almaty an den Stichverletzungen, die ihm Diebe 
bei dem Versuch, die Spiegel seines Autos zu stehlen, zugefügt hatten. Ten hatte als einziger kasachstanischer 
Sportler bei den Olympischen Spielen in Sotschi (2014) eine (Bronze-)Medaille gewonnen, die zugleich die erste 
Medaille im Eiskunstlauf in der Geschichte des unabhängigen Kasachstan war. 

19.7.2018 Präsident Nasarbajew unterzeichnet ein Gesetz zur Liberalisierung der Rechtsvorschriften für die Tätigkeit von 
Strafverfolgungsbehörden, mit dem der Anwendungsbereich für Alternativen zur Freiheitsstrafe in Form von 
öffentlichen Arbeiten, Einschränkung der Bewegungsfreiheit oder Geldstrafen erweitert wird.
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20.7.2018 In der Staatlichen Agentur für öffentlichen Dienst und Korruptionsbekämpfung werden 147 Stellen gestrichen, 
was dem Staatshaushalt mehr als 1 Mio. US-Dollar einspart.

20.7.2018 Im Rahmen der C5+1-Kontakte zwischen USA und den zentralasiatischen Staaten finden in Almaty eine Sitzung 
der Arbeitsgruppe über ökonomische Zusammenarbeit unter Teilnahme von U.S. Assistant Secretary of State 
for the Bureau of Economic and Business Affairs Manisha Singh und eine weitere der Arbeitsgruppe Umwelt 
(U.S. Acting Deputy Assistant Secretary of State for Central Asia Henry Ensher) statt.

Kirgistan
27.6.2018 Präsident Sooronbai Dscheenbekow skizziert vor dem Parlament die strategische Ausrichtung seiner Politik zur 

Entwicklung Kirgistans. Als Prioritäten bezeichnet er den Kampf gegen Korruption und Klientelismus, die Jus-
tizreform und den Schutz der Menschenrechte. Außerdem gesteht er ein, dass es derzeit im öffentlichen Dienst 
nicht genug qualifizierte, ehrliche und erfahrene Fachkräfte gäbe.

28.6.2018 Nach Angaben von Kanjarbek Bakajew, stellvertretender Leiter des Antiterrorzentrums des Staatlichen Komi-
tees für nationale Sicherheit, sind seit Beginn des Bürgerkrieges 150 kirgisische Staatsbürger in Syrien getötet 
worden, die auf Seiten der Islamisten gekämpft hatten. Insgesamt sollen sich ca. 850 kirgisische Staatsbürger 
dem IS angeschlossen haben.

4.7.2018 Almas Sasbakov, bisher stellvertretender Wirtschaftsminister, wird von Premierminister Muchammedkalyi 
Abylgasijew zum Sonderbeauftragten der Regierung für die EEU ernannt. 

4.7.2018 Eine Wirtschaftsdelegation mit 20 kirgisischen Unternehmern nimmt am kirgisisch-ukrainischen Wirtschafts-
forum in Kiew teil.

6.7.2018 Präsident Dscheenbekow nimmt an den Feiern anlässlich des 20. Jahrestags der kasachstanischen Hauptstadt 
Astana und der Eröffnung des Internationalen Finanzzentrums Astana (IFCA) teil.

7.7.2018 Der stellvertretende Bürgermeister von Bischkek, Renat Makenow, und der Leiter der Abteilung für Boden-
schätze der Bischkeker Stadtverwaltung, Urmat Mursakanow, werden wegen des Verdachts auf Korruption und 
illegale Zuteilung von Land und natürlichen Ressourcen verhaftet.

9.7.2018 Präsident Dscheenbekow nimmt an der Zeremonie zur Amtseinführung des wiedergewählten türkischen Prä-
sidenten Recep Tayyip Erdoğan in Ankara teil.

9.7.2018 Im Gebiet Dschalalabad werden 11 usbekische Hirten vorübergehend festgenommen, die ihre Herden verse-
hentlich auf kirgisischem Staatsgebiet grasen ließen. 

10.7.2018 Premierminister Abylgasijew erörtert mit dem Exekutivdirektor der Asian Development Bank (ADB), Syur-
kani Ishak Kasim, Stand und Perspektiven der Zusammenarbeit.

10.7.2018 Der Pressedienst des Innenministeriums teilt mit, dass in Moskau acht von Kirgistan international gesuchte 
Personen verhaftet wurden. Sie sollen an Kirgistan ausgeliefert werden.

11.7.2018 Premierminister Abilgasijew unterzeichnet ein Dekret, mit dem Importzölle für Fahrzeuge gesenkt und für 
Elektroautos ganz abgeschafft werden.

13.7.2018 Der stellvertretende Premierminister Kubatbek Woronow nimmt an der Sitzung des Rats der Eurasischen Wirt-
schaftskommission zu Fragen der Binnenmarktintegration in Moskau teil.

13.7.2018 Präsident Dscheenbekow empfängt den Vize-Präsidenten der EBRD, Alan Pilloux, zu Gesprächen über Stand 
und Perspektiven der Zusammenarbeit. 

13.7.2018 Die Mitglieder des Stadtrats von Bischkek beschließen einstimmig die Absetzung des Bürgermeisters der Haupt-
stadt, Albek Ibraimow. Dem engen Vertrauten von Ex-Präsident Almasbek Atambajew wird Amtsmissbrauch 
vorgeworfen. 

13.7.2018 Eine Delegation des Parlaments erörtert in Brüssel und Luxemburg Möglichkeiten der Zusammenarbeit mit 
den dortigen Volksvertretungen. 

16.7.2018 Premierminister Abylgasijew nimmt während seines dreitägigen Arbeitsbesuchs in Georgien u. a. am Gipfel 
der Open Government Partnership teil und wird von seinem Amtskollegen Georgi Margwelaschwili zu bila-
teralen Gesprächen empfangen. 

16.7.2018 Am Ende einwöchiger Verhandlungen in Osch sind zwei weitere Grenzabschnitte in Gava und Chawasai (Gebiet 
Dschalalabad) zwischen Kirgistan und Usbekistan festgelegt. Bisher sind 85 % des gemeinsamen Grenzver-
laufs delimitiert. 

16.7.2018 Im militärischen Ausbildungszentrum Edelweiss bei Balyktschy (Gebiet Issyk-Kul) wird ein von der indischen 
Regierung finanziertes Bergtrainingszentrum eröffnet.
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18.7.2018 44 von 45 Mitgliedern des Stadtrates stimmen für die Ernennung Taalaibek Sarybaschews zum neuen Bür-
germeister von Osch. 

19.7.2018 Bei einem mehrstündigen Treffen mit Vertretern von NGOs in Bischkek unterstreicht Präsident Dscheenbekow 
die Wichtigkeit des Dialogs zwischen Staat und Zivilgesellschaft für die Entwicklung des Landes.

19.7.2018 Das Staatliche Komitee für nationale Sicherheit meldet, dass der Bürgermeister von Bischkek, Ibraimow, wegen 
des Verdachts finanzieller Unregelmäßigkeiten und illegaler Immobilienverkäufe verhaftet wurde. Der ehe-
malige Präsident und Vorsitzende der Sozialdemokratischen Partei Kirgistans Atambajew bezeichnet die Fest-
nahme als politisch motiviert.

20.7.2018 Wegen eines Konflikts um Weiderechte an der Grenze der tadschikischen Exklave Woruch im Gebiet Batken 
werden zwei Grenzer sowie zwei Anwohner von tadschikischen Grenzern vorübergehend unrechtmäßig festge-
nommen, nach Gesprächen aber mit einer Entschuldigung freigelassen.

Tadschikistan
23.6.2018 Innenminister Ramason Rachimsoda erörtert in einem Gespräch mit seinem afghanischen Amtskollegen Wais 

Ahmad Barmak in Duschanbe Möglichkeiten einer verstärkten Zusammenarbeit beider Länder im Kampf gegen 
Terrorismus, Extremismus und Drogenhandel. 

24.6.2018 Präsident Emomali Rachmon legt während eines Arbeitsbesuches im Gebiet Sogd den Grundstein für die För-
deranlagen einer zu je 50 % chinesischen und tadschikischen Firmen gehörenden Goldmine, die ab 2020 1,5 t 
Gold und 16 t Antimon jährlich produzieren soll. 

24.6.2018 Der afghanische Nachrichtenkanal TOLO News meldet, dass mehrere internationale Organisationen, darun-
ter die EU, die KfW und das Aga Khan Development Network (AKDN), 16 Mio. US-Dollar für ökonomische 
und soziale Projekte an der tadschikisch-afghanischen Grenze zur Verfügung stellen.

25.6.2018 Präsident Emomali Rachmon erörtert mit dem Chef der Japanischen Agentur für internationale Zusammen-
arbeit (JICA), Shin'ichi Kitaoka, bei einem Treffen in Istarawschan (Gebiet Sogd) Stand und Perspektiven der 
Zusammenarbeit. 

27.6.2018 Die letzte unabhängige Zeitung des Gebiets Chatlon, Pajk, erscheint zum letzten Mal. Nach Angaben der 
Redaktion ist keine Druckerei mehr bereit, die Zeitung zu drucken.

27.6.2018 Bei einer Massenschlägerei zwischen Arbeitsmigranten aus Usbekistan und Tadschikistan auf einer Baustelle 
im Norden von Sankt Petersburg werden ein Tadschike schwer und ca. 40 weitere Beteiligte leicht verletzt. 

28.6.2018 RFE/RL berichtet, dass Afghanistan vier der Unterstützung des Aufstandes von General Abduchalim Nasar-
soda im September 2015 Verdächtige an Tadschikistan ausgeliefert hat. Sie waren nach der Niederschlagung 
des Aufstandes nach Afghanistan geflüchtet und dort im Juni 2017 verhaftet worden. Nasarsoda soll mit meh-
reren Kämpfern im September 2015 eine Polizeistation und ein Waffenarsenal in der Nähe von Duschanbe 
überfallen und 26 Menschen getötet haben. 

29.6.2018 Mehrere Medien berichten, dass Präsident Rachmon bei einer Rede in Chudschand (Gebiet Sogd) die Sicher-
heitskräfte des Landes aufgefordert hat, von einer strafrechtlichen Verfolgung freiwillig aus dem Ausland zurück-
kehrender IS-Kämpfer und Schüler illegaler religiöser Schulen abzusehen.

3.7.2018 Präsident Rachmon stellt auf der Sitzung des Nationalen Entwicklungsrates die bisherigen Ergebnisse der Natio-
nalen Entwicklungsstrategie bis 2030 und des Mittelfristigen Entwicklungsprogrammes 2016–2020 vor. Wich-
tigste langfristige Ziele sind Bildung, Gesundheit, Arbeitsplätze, Ernährungs- und Energiesicherheit.

3.7.2018 Ein Gericht in Duschanbe verurteilt einen Mitwisser des Umsturzversuches von General Nasarsoda zu acht Jah-
ren und vier Monaten Freiheitsentzug. Der Mann soll die Pläne bereits vier Wochen vor dem Aufstand gekannt 
haben ohne die Sicherheitskräfte zu informieren.

6.7.2018 Auf Einladung des kasachstanischen Präsidenten Nursultan Nasarbajew nimmt Präsident Rachmon gemeinsam 
mit seinen Amtskollegen aus Kirgistan und Usbekistan, Sooronbaj Dscheenbekow und Schawkat Mirsijojew, an 
der Eröffnung des Internationalen Finanzzentrums Astana und den Feiern anlässlich des 20. Geburtstages der 
kasachstanischen Hauptstadt Astana teil. Am Rande der Veranstaltung trifft Rachmon mit seinem usbekischen 
Amtskollegen Mirsijojew zu einem Meinungsaustausch über Fragen des bilateralen Verhältnisses zusammen.

11.7.2018 Ein Gericht in Chudschand verurteilt den Journalisten und Chef des tadschikischen KWN-Teams (Klub der 
Lustigen und Findigen, ein schon in der Sowjetzeit beliebter Kabarett-Wettbewerb) wegen Unterschlagung von 
124 Tsd. Somoni (13,5 Tsd. US-Dollar), Verleumdung und Unterschlagung von Dokumenten zu einer Freiheits-
strafe von 12 Jahren. Mirsaidow war im Dezember 2017 verhaftet worden, nachdem er lokale Beamte beschul-
digt hatte, Mittel aus dem Budget seines Teams veruntreut zu haben.
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11.7.2018 Dilowar Gulow, der Sohn des ehemaligen Ministers für Energie und Industrie, Scherali Gul, wird nach zwei-
tägiger Untersuchungshaft unter Ausreiseverbot entlassen. Er hatte am 8.7.2018 bei einer Kontrolle einen Mit-
arbeiter des Innenministeriums krankenhausreif geschlagen. Gulow war bereits im März 2018 wegen Verlet-
zung der öffentlichen Ordnung verurteilt worden.

12.7.2018 Ein Gericht in Chudschand verurteilt einen 37-jährigen Einwohner von Wachdat (Gebiet Sogd) zu einer 15-jäh-
rigen Freiheitsstrafe wegen Mitgliedschaft beim IS und Teilnahme am Syrienkrieg.

16.7.2018 Durch ein erst jetzt veröffentlichtes Protokoll wird bekannt, dass der UN-Menschenrechtsrat bereits am 4.4.2017 
die tadschikische Regierung zur Überprüfung des Urteils und Freilassung des Politikers und Unternehmers 
Said Saidow aufgefordert hat. Der ehemalige Industrieminister war 2013 zu einer 26-jährigen Haftstrafe wegen 
Vergewaltigung, Polygamie und Korruption verurteilt worden, nachdem er die Gründung einer neuen oppo-
sitionellen Partei angekündigt hatte.

16.7.2018 In Reaktion auf die Kritik nationaler und internationaler Organisationen an der Verurteilung Mirsaidows, 
darunter das regionale Büro der Verwaltung des UN-Hochkommissars für Menschenrechte für Zentralasien, 
der Sonderbeauftragte der OSZE für die Freiheit der Medien, Harlem Dezir und die Botschaften von Groß-
britannien, Deutschland, Frankreich und den USA sowie die Vertretung der EU in Tadschikistan, erklärt die 
Generalstaatsanwaltschaft, dass das Urteil nicht in Zusammenhang mit Mirsaidows journalistischer Tätigkeit 
stehe und bewertet die Kritik als Behinderung der Justiz. Die Familie Mirsaidows teilt mit, dass sie die 124 Tsd. 
Somoni, die Mirsaidow unterschlagen haben soll, an die Staatskasse gezahlt hat, betont aber in einer öffentli-
chen Erklärung, dass es sich dabei um keine Anerkennung seiner Schuld handele. 

17.7.2018 Im Autonomen Gebiet Berg-Badachschan (GBAO) findet erstmals ein groß angelegtes, fünftägiges gemeinsa-
mes russisch-tadschikisches Manöver statt, meldet die russische Nachrichtenagentur Interfax. Ziel der Übun-
gen ist der Kampf gegen aus dem Ausland eindringende terroristische Gruppen.

17.7.2018 Nach Angaben der Generalstaatsanwaltschaft befinden sich aktuell mehr als 450 tadschikische Staatsbürger im 
Irak, in Syrien und Afghanistan im Gefängnis. 470 Tadschiken seien als IS-Kämpfer gefallen.

19.7.2018 Erst jetzt wird bekannt, dass die Regierung am 21.6.2018 eine Verordnung verabschiedet hat, nach der in allen 
administrativen Zentren des Landes (Hauptstädte der Gebiete und Bezirke) alle niedrigen Gebäude abgerissen 
und durch mindestens fünfstöckige Häuser ersetzt werden sollen.

19.7.2018 Safir Alisoda, der Menschenrechtsbeauftragte Tadschikistans, kündigt vor Journalisten eine baldige Antwort der 
Regierung auf die Forderung der UN-Menschenrechtsrates nach Freilassung des Unternehmers Saidow an. Die 
Regierung betrachte seine Verurteilung nicht als politisch motiviert. Zuvor hatte bereits Justizminister Rustami 
Schochimurod erklärt, Saidow könne nur durch eine Amnestie oder ein bewilligtes Gnadengesuch freikommen.

20.7.2018 Nach Angaben der Staatlichen Agentur für Landwirtschaft haben chinesische Agrarunternehmen in diesem 
Jahr mehr als 18 Tsd. ha Ackerflächen in Tadschikistan gepachtet.

20.7.2018 Nach Angaben der Agentur für Drogenkontrolle wurden in der ersten Jahreshälfte 2018 mehr als 628 kg Dro-
gen beschlagnahmt, davon 5,2 kg Heroin, 309 kg Opium und 90,5 g Haschisch. Seit Gründung der Agentur 
wurden ca. 20 t beschlagnahmter Drogen verbrannt.

20.7.2018 Wegen eines Konflikts um Weiderechte an der Grenze der von kirgisischem Staatsgebiet umgebenen tadschi-
kischen Exklave Woruch nehmen tadschikische Grenzer kurzfristig zwei ihrer kirgisischen Kollegen und zwei 
kirgisische Ortsbewohner fest. Sie werden mit einer Entschuldigung freigelassen. 

Turkmenistan
25.6.2018 HRW fordert das deutsche Technologieunternehmen Rohde & Schwarz zum wiederholten Mal auf, öffentlich 

zu machen, ob es Überwachungstechnologien und Serviceleistungen an die turkmenische Regierung verkauft 
hat oder zu verkaufen beabsichtigt und wie es mit dem Risiko umgehen wird, dass diese von der Regierung für 
die die Menschenrechte verletzende Kontrolle des Internets und Überwachung von Bürgern verwendet wird. 

27.6.2018 Der turkmenische Dienst von RFE/RL meldet, dass ca. zwei Dutzend mit abgelaufenen Pässen aus der Türkei 
einreisende turkmenische Bürger im Flughafen von Aschgabat verhaftet wurden. Informanten zufolge hatte die 
Regierung in der Türkei lebenden Bürgern die Erneuerung ihrer Dokumente versprochen. Viele Turkmenen 
halten sich nach Ablauf ihrer Pässe ohne gültige Papiere in der Türkei auf, da die dortige turkmenische Bot-
schaft keine neuen Pässe ausstellt und sie Strafen bei ihrer Rückkehr in die Heimat befürchten. 

28.6.2018 Im neuen Bericht »Trafficking in Persons 2018« des U.S. State Department wird Turkmenistan als eines der 20 
Länder mit den größten Problemen im Bereich Menschenhandel und Zwangsarbeit gelistet.

28.6.2018 Der turkmenische Dienst von RFE/RL berichtet, dass die Mindestaltersgrenze, um das Land verlassen zu dür-
fen, von 30 auf 40 Jahre angehoben wurde. 
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1.7.2018 In Turkmenistan endet eine einwöchige Sitzung der Arbeitsgruppe der usbekisch-turkmenischen Regierungs-
kommission zu Fragen der Delimitierung und Demarkation der gemeinsamen Staatsgrenze.

2.7.2018 Eine turkmenische Delegation unter Leitung des stellvertretenden Außenministers und Sohn des Präsidenten, 
Serdar Berdymuchammedow, führt in Wien Gespräche mit Vertretern verschiedener internationaler Organi-
sationen, u. a. der OSCE, UNODC, IAEO und UNIDO.

2.7.2018 Der rumänische Außenminister Teodor Melescanu wird im Außenministerium zu Gesprächen über die poli-
tische und wirtschaftliche Zusammenarbeit beider Länder empfangen.

4.7.2018 Der turkmenische Dienst von RFE/RL meldet, dass vor drei Wochen ca. 25 turkmenische Soldaten bei einer 
Schießerei mit bewaffneten Gruppierungen an der Grenze zu Afghanistan umgekommen sind. 

4.7.2018 Der britische Economist veröffentlicht einen Beitrag, in dem die problematischen Maßnahmen der Regierung 
gegen die massenhafte Migration von Turkmenen ins Ausland beschrieben werden. Außerdem berichtet die 
Zeitschrift, dass bei deutschen Banken insgesamt 23 Mrd. US-Dollar aus Turkmenistan lagern sollen, die ver-
mutlich dem Präsidenten und seiner Familie gehören.

9.7.2018 In Aschgabat findet der 5. High-level Political and Security Dialogue zwischen EU und Vertretern der zentral-
asiatischen Staaten statt.

9.7.2018 Die russische Menschenrechtsorganisation Memorial berichtet, dass in Reaktion auf internationalen Druck 
Ende Juni zum ersten Mal ca. 30 Inhaftierte des für Menschenrechtsverletzungen bekannten Gefängnisses 
Owadan Depe für 40 Minuten Familienangehörige sehen und sprechen durften. 

10.7.2018 Der turkmenische Dienst von RFE/RL berichtet von einem massiven Fleischdefizit in Geschäften und auf Märk-
ten Aschgabats. In der Vorwoche habe es an manchen Verkaufspunkten gar kein Fleisch gegeben, an anderen 
nur geringe Mengen von meist schlechter Qualität.

10.7.2018 Eine turkmenische Delegation unter Leitung des stellvertretenden Bildungsministers Merdan Gowschudow stellt 
bei einer Anhörung des UN-Komitees zur Beseitigung der Diskriminierung von Frauen in Genf den Bericht zur 
Umsetzung der UN-Konvention zur Beseitigung jeder Form der Diskriminierung von Frauen (CEDAW) vor. 

16.7.2018 Der turkmenische Dienst von RFE/RL berichtet, dass der Verkauf von Alkohol in Turkmenistan verbo-
ten wurde und die Polizei Alkohol in Geschäften in Aschgabat konfisziert. Die Kontrollen haben bereits am 
5.7.2018 nach Verabschiedung des »Nationalen Programm zur Verhinderung der schädlichen Wirkungen des 
Alkohols 2018–2024« begonnen.

19.7.2018 Die Website des Außenministeriums berichtet, dass der stellvertretende Außenminister Serdar Berdymucham-
medow in New York mit UN-Generalsekretär Antonio Guterres zusammengetroffen ist. 

Usbekistan
25.6.2018 Nach Angaben der Regierungszeitung Chalk sozi sind seit der Freischaltung der Virtuellen Sprechstunde des 

Präsidenten im September 2016 mehr als 2 Mio. Mails auf der Website eingegangen, von denen 97 % bearbei-
tet wurden.

25.6.2018 In Taschkent nehmen sechs aus Mitarbeitern des Innenministeriums, des Komitees für staatliche Sicherheit und 
des Staatlichen Zollkomitees neu gebildete mobile Gruppen die Arbeit auf. Sie sollen an der Grenze zu Afgha-
nistan im Kampf gegen Drogenhändler eingesetzt werden.

26.6.2018 Der Aufsichtsrat der Asian Development Bank (ADB) billigt einen 300 US-Dollar Kredit zur Unterstützung 
der Wirtschafts- und Finanzpolitik.

26.6.2018 Der am 20.6.2018 neu ernannte Minister für Volksbildung, Schersod Schermatow, entlässt die Führungsspit-
zen aller Verwaltungen und Abteilungen seines Ministeriums. Eine ähnlich durchschlagende Erneuerung der 
Kader hatte zuvor nur im Dezember 2017 im Finanzministerium stattgefunden.

26.6.2018 Die Vorsitzenden der Obersten Gerichte Usbekistans und Russlands, Kosimdschan Kamilow und Wjatsches-
law Lebedjew, unterzeichnen bei einem Treffen in Moskau eine Vereinbarung über die Zusammenarbeit der 
höchsten juristischen Instanzen beider Staaten.

26.6.2018 Anlässlich des Internationalen Tages gegen Drogenmissbrauch werden in Taschkent 1,6 t im Laufe des Jahres 
beschlagnahmter Drogen verbrannt, darunter 15,6 kg Heroin und 1 t Opium.

27.6.2018 Bei einer Massenschlägerei zwischen Arbeitsmigranten aus Usbekistan und Tadschikistan auf einer Baustelle 
im Norden von Sankt Petersburg werden ein Tadschike schwer und ca. 40 Menschen leicht verletzt. 

28.6.2018 Der Senat billigt das »Gesetz gegen Extremismus«, das das Unterhaus des Parlamentes am 12.6. angenommen 
hatte. Das Gesetz definiert Eckfeiler des Antiterrorkampfes.
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29.6.2018 In Taschkent finden Konsultationen der Sicherheitsräte Usbekistans und Kasachstans statt, bei denen über die 
Weiterentwicklung der bilateralen Zusammenarbeit beraten wird.

1.7.2018 In Turkmenistan endet eine einwöchige Sitzung der Arbeitsgruppe der usbekisch-turkmenischen Regierungs-
kommssion zu Fragen der Delimitierung und Demarkation der gemeinsamen Staatsgrenze.

2.7.2018 Präsident Schawkat Mirsijojew unterzeichnet einen Erlass über die Erhöhung der Gehälter von Staatsbediens-
teten und von Renten und Stipendien um durchschnittlich 7 % ab 15.7.2018.

4.7.2018 Ein Gericht in Karschi (Gebiet Kaschkadarja) verurteilt den US-Bürger Sokir Alijew zu einer Strafe von 67 US-
Dollar wegen Mitgliedschaft in der Islamischen Bewegung Usbekistans (IMU) im Jahr 2000. Der seit 25 Jah-
ren in den USA lebende Mann war kurz nach der Ankunft in seiner alten Heimat am 16.6.2018 verhaftet wor-
den und unter der Auflage, dass Land bis zu seinem Prozess nicht zu verlassen, zwei Tage später freigekommen. 

6.7.2018 Präsident Mirsijojew unterzeichnet eine Verordnung, mit der 200 Mrd. Sum (ca. 26 Mio. US-Dollar) aus dem 
Staatsbudget für die Schaffung eines Fonds zur Unterstützung von im Ausland arbeitenden Bürgern bereitge-
stellt werden. Der Fonds soll mittellose usbekische Staatsbürger juristisch und materiell unterstützen, die Kos-
ten für den Heimflug Ausgewiesener übernehmen, aber auch Russischsprachkurse finanzieren.

6.7.2018 Auf Einladung des kasachstanischen Präsidenten Nursultan Nasarbajew nimmt Präsident Mirsijojw gemein-
sam mit seinen Amtskollegen aus Kirgistan und Tadschikistan, Sooronbaj Dscheenbekow und Emomali Rach-
mon, an der Eröffnung des Internationalen Finanzzentrums Astana und den Feiern anlässlich des 20. Geburts-
tages der kasachstanischen Hauptstadt Astana teil. Am Rande der Veranstaltung trifft Mirsijojew mit seinem 
tadschikischen Amtskollegen Rachmon zu einem Meinungsaustausch über Fragen des bilateralen Verhältnis-
ses zusammen.

8.7.2018 Außenminister Abdulasis Kamilow wird in Kabul vom afghanischen Präsidenten Mohammad Ashraf Ghani 
zu Gesprächen über den Stand der Implementierung gemeinsamer Investitions-, Wirtschafts- und Transport-
projekte und die Lage in Afghanistan empfangen. Außenhandelsminister Jamschid Chodschajew führt Gesprä-
che mit dem afghanischen Minister für Handel und Industrie, Humyoon Rasaw, u. a. über grenzüberschrei-
tenden Handel und verbesserte Transitbedingungen sowie die Senkung von Zöllen.

9.7.2018 Das Staatliche Steuerkomitee tauscht die Chefs von fünf seiner insgesamt 14 Regionalverwaltungen aus. 
9.7.2018 Ein Gericht in Taschkent verurteilt fünf wegen Mitgliedschaft in der verbotenen islamistischen Hisb ut-Tah-

rir Angeklagte zu Freiheitsstrafen von bis zu drei Jahren.
11.7.2018 Der Pressedienst des Präsidenten teilt mit, dass zwischen Usbekistan und der russischen ROSATOM eine Ver-

einbarung über den Bau eines Atomkraftwerkes mit zwei Einheiten mit einer Kapazität von je 1.200 MW getrof-
fen wurde. Die Inbetriebnahme ist für 2028 geplant.

11.7.2018 Der deutsche Staatsbürger Karsten Heinz wird von Präsident Mirsijojew zum stellvertretenden Minister für 
innovative Entwicklung ernannt. 

12.7.2018 Der Gouverneur des Gebietes Samarkand, Turobdschon Dschurajew, wurde am 10.7. seines Amtes enthoben 
und unter Korruptionsverdacht verhaftet, melden mehrere Medien.

13.7.2018 Präsident Mirsijojew empfängt eine Delegation der Weltbank unter Leitung ihres Vize-Präsidenten für Europa 
und Zentralasien, Cyril Muller, zu Gesprächen über Möglichkeiten der Intensivierung der Zusammenarbeit. 
Muller wird auch mit Vertretern der Regierung und beider Kammern des Parlamentes zusammentreffen.

13.7.2018 Fergananews berichtet unter Berufung auf die russische Zeitung Moskowskij Komsomlez, dass sich der 21-jäh-
rige usbekische Staatsbürger Marufdschon Schakarow, der von einem Moskauer Gericht wegen versuchtem 
Drogenhandel zu einer zehnjährigen Haftstrafe verurteilt worden war, seit mehr als einem Monat im Hunger-
streik befindet, um eine Freilassung und Rehabilitierung zu erwirken.

15.7.2018 Der frühere Chefredakteur der Zeitung Erk und Bruder des Führers der oppositionellen Volksbewegung Usbe-
kistans, Muchammad Salilh, Muchammad Bekschan, hat ein Ausreisevisum erhalten und konnte zu einem 
Besuch seiner Familie in die USA ausreisen. Bekschan war 2017 nach 18-jähriger Haft wegen Angriffs auf die 
verfassungsmäßige Ordnung und Mitgliedschaft in einer verbotenen Vereinigung freigekommen und kämpft 
noch um seine Registrierung, Pension u. ä.

15.7.2018 Ab sofort können ausländische Staatsbürger ihr für einen touristischen Usbekistanaufenthalt notwendiges 
Visum online unter <https://e-visa.gov.uz> beantragen. 

15.7.2018 Im kirgisischen Osch enden mehrtägige Verhandlungen der Arbeitsgruppen zur Delimitierung und Demar-
kation der usbekisch-kirgisischen Grenze. Nach Angaben des Außenministeriums wurde eine Einigung über 
Grenzabschnitte in den Gebieten Namangan und Fergana (Batken und Dschalalabad) erzielt.

16.7.2018 Premierminister Abdulla Aripow erörtert bei einem Treffen in Fergana mit seinem tadschikischen Kollegen 
Kochir Rasulsoda Fragen des bilateralen Verhältnisses.

https://e-visa.gov.uz
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Sie können die gesamte Chronik seit 2008 auch auf <http://www.laender-analysen.de/zentralasien/> unter dem Link »Chronik« lesen.
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16.7.2018 Der EU-Ministerrat billigt die Direktiven für die Hohe Vertreterin der Europäischen Union für Außen- und 
Sicherheitspolitik und die Europäische Kommission für die Verhandlungen über ein Enhanced Partnership 
and Cooperation Agreement (AEPC) mit Usbekistan. Die Vereinbarung soll Themen wie politischen Dialog, 
Rechtsstaatlichkeit, Menschenrechte wie auch die Schaffung guter Investitionsbedingungen und den gemein-
samen Kampf gegen den Terrorismus umfassen.

18.7.2018 Nach Angaben des afghanischen Nachrichtenkanals TOLO News haben Anhänger von General Abdul Raschid 
Dustum den einzigen offiziellen Grenzübergang zwischen Usbekistan und Afghanistan, Chairaton, blockiert, 
um die Rückkehr des seit 14 Monaten in der Türkei lebenden stellvertretenden Präsidenten nach Afghanistan 
zu erzwingen. 

18.7.2018 In Taschkent findet ein Treffen des UNICEF-Regionaldirektors für Europa und Zentralasien, Afshan Khan, 
mit den stellvertretenden Premierministern Tansila Nasarbajewa und Asis Abduchakimow sowie den Minis-
tern für Gesundheit, Volksbildung, Vorschulbildung und Beschäftigung und Arbeit, Alischer Schadmanow, 
Schersod Schematow, Agrippina Schin und Schwersod Kudbijew, zum Stand der Realisierung des UNICEF-
Landesprogrammes 2016–2020 und Perspektiven der Zusammenarbeit statt.

19.7.2018 Mit Unterzeichnung eines Ukases durch Präsident Mirsijojew wird eine Agentur für Entwicklung der Atom-
energie (Uzatom) neu geschaffen.

20.7.2018 Laut einem Bericht des Fernsehsenders Usbekistan 24 wurde der der Mitgliedschaft in einer terroristischen Ver-
einigung verdächtige Usbeke Sakir Rachimow in einer Sonderoperation des Dienstes für nationale Sicherheit 
von Istanbul nach Usbekistan gebracht. Rachimow hatte Usbekistan bereits 1999 verlassen und war in islamis-
tischen Gruppen in Tadschikistan, Iran, Pakistan und zuletzt der Türkei aktiv.

http://www.laender-analysen.de/zentralasien/
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